
 

 

 

 

 

 

B E Z I R K S R E G I E R U N G 
 

A R N S B E R G 
 
 

G e n e h m i g u n g s b e s c h e i d 
 

G 0049/23 
Az.: 900-9968025-0010/IBG-0002-G0049/23-Ue 

 
vom 27.05.2024 

 
 
Auf Antrag der 
 

Firma 
 
WKW AnodiCoat GmbH & Co. KG 
 
Eichenhofer Weg 13 
 
45549 Sprockhövel 
 

 
 
vom 26.09.2023, eingegangen am 27.09.2023, zuletzt ergänzt am 23.04.2024, wird 
 
die Genehmigung gemäß § 16 des Gesetzes zum Schutz vor schädlichen Umwelt-
einwirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche 
Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
 
für die wesentliche Änderung der Anlage zur Oberflächenbehandlung mit einem 

Volumen der Wirkbäder von 30 Kubikmeter oder mehr bei der Behandlung von 

Metall- oder Kunststoffoberflächen durch ein elektrolytisches oder chemisches 

Verfahren 

 
am Standort in 45549 Sprockhövel, Eichenhofer Weg 13, Gemarkung Haßlinghausen, 
Flur 5, Flurstücke 1303, 1305 und 1307 
 
erteilt.  



- 2 - 

 

Bescheid G 49/23 
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III. Nebenbestimmungen 

1. Allgemeines 

2. Betriebszeiten/Betriebsbeschränkungen 
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I.  G e n e h m i g u n g s u m f a n g 
 

Die Genehmigung umfasst im Wesentlichen folgende Änderungen/Maßnahmen: 

 

1. Errichtung und Betrieb eines zusätzlichen, 14 m³ großen Beckens für die Eloxalan-

lage inklusive Überlaufbecken. 

 

2. Die hiermit verbundene Erhöhung des Gesamtwirkbadvolumens von 200 m³ auf 

214 m³. 

 

3. Errichtung und Betrieb eines zusätzlichen Spülbeckens mit einem Volumen von  

11 m³. 

 

Angaben zur Betriebszeit: 

Eine Änderung der bisher genehmigten Betriebszeiten (Dreischichtbetrieb / 7 Tage 

pro Woche) ist mit dieser Genehmigung nicht verbunden. 

 

 

Nach Abschluss aller Maßnahmen umfasst der Betrieb der Eloxalanlage insgesamt 

folgende Betriebseinheiten und wesentlichen Produktionseinheiten: 

 

BE 1000: Lagereinrichtungen 

 

 BE 1100: Roh- und Fertigwarenlager 

 BE 1200: Chemietanklager 

 BE 1300: Fass-und Gebindelager 

 

BE 2000: Beschichtungsanlage 

 

 BE 2100: Eloxalanlage 

 

BE 3000: Umweltschutztechnische Einrichtungen 

 

 BE 3100: Abwasserreinigungsanlage 

 BE 3110: Verdampferanlage 

 BE 3200: Abluftanlagen 

 BE 3300: Tankplatz 

 

BE 4000: Infrastruktur und Versorgung 

 

 BE 4100: Prozesswärmeversorgung 

 BE 4200: Prozesskälteversorgung 
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Eingeschlossene Genehmigungen und Entscheidungen 
 

Der Bescheid ergeht im Übrigen unbeschadet sonstiger behördlicher Entscheidun-

gen, die nach § 13 BImSchG nicht von dem Bescheid eingeschlossen sind.  

 

Ausgangszustandsbericht 

Bei der in Rede stehenden Anlage handelt es sich um eine Anlage nach der  

Industrieemissions-Richtlinie. Es liegt der Bezirksregierung Arnsberg ein Bericht über 

den derzeitigen Zustand des Bodens und des Grundwassers im Anlagenbereich 

(Ausgangszustandsbericht - AZB) vor, da in der Anlage relevante gefährliche Stoffe 

verwendet, erzeugt oder freigesetzt werden und eine Verschmutzung des Bodens 

und des Grundwassers durch diese relevanten gefährlichen Stoffe möglich ist.  

Mit diesem Bericht wird der derzeitige Zustand beschrieben. Er dient als Grundlage 

für die Ausgestaltung der zukünftigen Pflicht des Anlagenbetreibers, das Anlagen-

grundstück nach Betriebseinstellung in den Ausgangszustand zurück zu versetzen. 

 

Es handelt sich um den „Ausgangszustandsbericht für das Betriebsgrundstück Ei-

chenhofer Weg 13 der Fa. Faulenbach GmbH & Co. KG (jetzt WKW AnodiCoat 

GmbH & Co. KG) in 45549 Sprockhövel“ der Ingenieurgesellschaft für Geotechnik 

Wuppertal mbH (IGW), Uellendahl 7, 42109 Wuppertal vom 08.04.2016, Az.: 

6738AZB/Mü. 

 

Eine Änderung des Einsatzes der relevanten gefährlichen Stoffe, erfolgt mit dieser 

Genehmigung nicht, daher ist auch keine Fortschreibung des v. g. AZB erfolgt. 

 

 

II.  F o r t d a u e r   b i s h e r i g e r   G e n e h m i g u n g e n 
 

Bisherige Genehmigungen: 

Die bisher erteilten Genehmigungen (siehe Formular 1, Blatt 3) behalten ihre Gültig-

keit, soweit sich aus diesem Bescheid keine Abweichungen ergeben und sie nicht 

durch Fristablauf oder Verzicht erloschen sind. Insbesondere wird auf folgende Ge-

nehmigungen verwiesen: 

 

 

Genehmigungen der Bezirksregierung Arnsberg 

 

 vom 30.07.2010 - Az.: 53-Do-0023/09/030.1-Ve/Stern und 

 

 vom 08.07.2013 - Az.: 53-Do-00135/120310.1-Ry 

 

 vom 18.05.2016 - Az.: 53-DO-0069/14/3.10.1-Ue 

 

 vom 28.07.2020 – Az.:  Az.: 900-9968025-0010/IBG-0001-G0033/20-Ue 

  



- 5 - 

 

Bescheid G 49/23 

Entscheidungen gemäß § 15 Abs. 2 BImSchG 

Die Entscheidungen der Bezirksregierung Arnsberg als Bestätigung einer Anzeige 

gemäß § 15 Abs. 1 BImSchG behalten ihre Gültigkeit soweit sich aus dieser Geneh-

migung keine Abweichungen ergeben. Insbesondere wird Bezug genommen auf fol-

gende Entscheidungen: 

 

 vom 10.01.2011 - Az.: 53-Do-A-0172/10-Ve und  

 

 vom 10.06.2011 - Az.: 53-Do-A-0080/11-Ve 

 

 vom 29.11.2019 – Az.: 900-996025-0001-A0192/19-Ue 

 

Zulassung des vorzeitigen Beginns gemäß § 8a BImSchG 

Für die Errichtung eines Beizbeckens mit einem Wirkbadvolumen von 14 m³ und ei-

nes Spülbeckens mit einem Volumen von 11 m³ und die jeweilige Dichtheitsprüfung 

mit Wasser wurde mit Bescheid Az.: 900-9968025-0010/IBG-0002-G0049/23-Ue vom 

10.10.2023 der vorzeitige Beginn zugelassen. Die darin enthaltenen Auflagen behal-

ten während der gesamten Bauphase ihre Gültigkeit. 

 

 

III.  N e b e n b e s t i m m u n g e n 
 
Der Bescheid wird unter nachstehend aufgeführten Nebenbestimmungen erteilt:  

 

1. Allgemeines 

 

1.1 Verbindlichkeit der Antragsunterlagen 

Die Anlage muss nach den geprüften, mit Etiketten und Dienstsiegel gekenn-

zeichneten Antragsunterlagen errichtet, eingerichtet und betrieben werden. So-

fern in den nachstehenden Nebenbestimmungen abweichende Anordnungen 

getroffen werden, sind diese umzusetzen. 

 

1.2 Bereithalten der Genehmigung 

Dieser Genehmigungsbescheid, die zugehörigen Antragsunterlagen oder ent-

sprechende Kopien sind an der Betriebsstätte oder in der zugehörigen Verwal-

tung auf dem Werksgelände jederzeit bereit zu halten und den Beschäftigten 

der zuständigen Aufsichtsbehörden auf Verlangen vorzulegen.  

 

1.3. Frist für die Änderung/Errichtung und den Betrieb/Betriebsbeginn 

Die mit diesem Bescheid genehmigten Änderungen müssen innerhalb von 

zwei Jahren nach Bestandskraft dieser Genehmigung errichtet und betrieben 

werden, andernfalls erlischt die Genehmigung.  
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1.4. Anzeige über die Inbetriebnahme der Anlage 

Der Bezirksregierung Arnsberg, Dezernat 53, ist jeweils der Zeitpunkt der Inbe-

triebnahme der geänderten Anlagenteile schriftlich anzuzeigen. Die Anzeige 

muss der Bezirksregierung Arnsberg mindestens 2 Wochen vor der jeweils be-

absichtigten Inbetriebnahme vorliegen. 

 

1.5 Anzeige über einen Betreiberwechsel 

Zur Sicherstellung der Betreiberpflichten gemäß § 5 BImSchG ist ein Wechsel 

des Anlagenbetreibers bzw. der vor Ort verantwortlichen Person der Bezirksre-

gierung Arnsberg, Dezernat 53, unverzüglich schriftlich anzuzeigen. 

 

1.6 Anzeige über die Stilllegung von Anlagen oder Anlagenteilen 

Der Bezirksregierung Arnsberg ist der Zeitpunkt der Stilllegung von Anlagen 

oder wesentlichen Anlagenteilen in einfacher Ausfertigung in Papierform und 

zusätzlich auf elektronischem Wege als pdf-Datei (poststelle@bra.nrw.de) 

schriftlich anzuzeigen. 

 

Bei einer vollständigen Anlagenstilllegung müssen die der Anzeige gemäß  

§ 15 Abs. 3 Satz 2 BImSchG beizufügenden Unterlagen insbesondere fol-

gende Angaben enthalten: 

 

a) Die weitere Verwendung der Anlage und des Betriebsgrundstückes 

(Verkauf, Abbruch, andere Nutzung, bloße Stilllegung usw.), 

b) bei einem Abbruch der Anlage der Verbleib der dabei anfallenden Mate-

rialien, 

c) bei einer bloßen Stilllegung die vorgesehenen Maßnahmen zum Schutz 

vor den Folgen natürlicher Einwirkungen (Korrosion, Materialermüdung 

usw.) und vor dem Betreten des Anlagengeländes durch Unbefugte, 

d) die zum Zeitpunkt der Betriebseinstellung voraussichtlich vorhandenen 

Einsatzstoffe und Erzeugnisse und deren weiterer Verbleib, 

e) mögliche Gefahren verursachende Bodenverunreinigungen und die vor-

gesehenen Maßnahmen zu deren Beseitigung, 

f) die zum Zeitpunkt der Betriebseinstellung voraussichtlich vorhandenen 

Abfälle und deren Verwertung bzw. Beseitigung (Nachweis des Abneh-

mers) sowie  

g) bei einer Beseitigung der Abfälle die Begründung, warum eine Verwer-

tung technisch nicht möglich oder unzumutbar, sowie 

h) Angaben zum Zustand des Bodens und des Grundwassers und im Fall 

von festgestellten und aus dem Betrieb der Anlage herrührenden erheb-

lichen Bodenverschmutzungen und/oder erheblichen Grundwasserver-

schmutzungen durch relevante Stoffe Angaben zur Beseitigung dieser 

Verschmutzungen. 
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2.  Betriebszeiten / Betriebsbeschränkungen 

 

2.1 In den Nachtstunden von 22.00 Uhr bis 06.00 Uhr und an Sonn- und Feierta-

gen darf kein Fahrzeugverkehr zur Anlieferung und zum Abtransport der Ab-

fälle, der Einsatz-, Betriebs- und Hilfsstoffe, Roh- und Fertigprodukte sowie 

kein innerbetrieblicher Transportverkehr außerhalb der Werk- und Lagerhal-

len erfolgen. 

 

3. Nebenbestimmungen zu Geräuschemissionen / -immissionen / Lärm-

schutz 

 

3.1 Die von der Anlage und dem innerbetrieblichen Transportverkehr verursach-

ten Geräuschimmissionen dürfen im gesamten Einwirkungsbereich außerhalb 

des Werkes nicht zu einer Überschreitung der von den betriebsfremden und 

betriebseigenen Anlagen - Gesamtbelastung - einzuhaltenden Immissions-

richtwerte beitragen. 

 

Die zulässigen Immissionsrichtwerte ergeben sich aus Nr. 6.1 der Techni-

schen Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm) vom 26.08.1998 (GMBl. 

S. 503). 

 

Insbesondere dürfen die Beurteilungspegel der Gesamtbelastung vor den 

nächst benachbarten Wohnhäusern  

 

a)  Schwelmer Straße 62 

 

tagsüber   70 dB(A) und 

 

nachts  70 dB(A) 

 

nicht überschreiten. 

 

Die Nachtzeit beginnt um 22.00 Uhr und endet um 06.00 Uhr. 

 

Die Ermittlung der Geräuschimmissionen ist nach Nr. 6.8 TA Lärm vor-

zunehmen. 

 

3.2 Auf Verlangen der Bezirksregierung Arnsberg - Dezernat 53 - sind die Geräu-

schimmissionen an den unter Nr. 3.1 genannten Einwirkungsorten durch 

Messungen einer nach § 29b BImSchG i.V.m der 41. BImSchV bekanntgege-

benen Stelle auf Kosten der Betreiberin feststellen zu lassen. 

Mit der Durchführung der Messungen ist zu gegebener Zeit ein unabhängiges 

geeignetes Messinstitut zu beauftragen. 

Die zurzeit bekannt gegebenen Messinstitute sind der Anlage 1 des Gemein-

samen Runderlasses „Ermittlung der Emissionen und Immissionen von Luft 
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verunreinigenden Stoffen, Geräuschen und Erschütterungen sowie Prüfung 

technischer Geräte und Einrichtungen“ des Ministeriums für Umwelt und Na-

turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz und des Ministeriums für 

Verkehr, Energie und Landesplanung vom 20.05.2003 (MBl. NRW. S. 924) 

bzw. der Datenbank ReSyMeSa- Recherchesystem Messstellen und Sach-

verständige (www.resymesa.de) zu entnehmen. 

 

Die Ermittlungen sind von Stellen durchzuführen, die in dem Genehmigungs-
verfahren nicht beteiligt waren. 
 

3.3 Über das Ergebnis der Messungen nach Nr. 3.2 ist ein Messbericht erstellen 

zu lassen und der Bezirksregierung Arnsberg, Dezernat 53, Märkische Straße 

8-10, 44135 Dortmund, per elektronischer Post als pdf- Datei spätestens 8 

Wochen nach der Messung vorzulegen. 

 

Der Bericht soll Angaben über die Messplanung, das Ergebnis jeder Einzel-

messung, das verwendete Messverfahren und die Betriebsbedingungen, die 

für die Beurteilung der Einzelwerte und der Messergebnisse von Bedeutung 

sind, enthalten.  

 

Hierzu gehören auch Angaben über den Betriebszustand der einzelnen zum 

Gesamtbetrieb gehörenden Aggregate und der Einrichtungen zur Emissions-

minderung. 

Das Messinstitut ist zu verpflichten, den Messbericht nach Maßgabe der Nr. 

A.3.5 des Anhangs zur Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA 

Lärm) vom 26.08.1998 (GMBl. S. 503) zu erstellen. 

 

4. Nebenbestimmungen zur Luftreinhaltung 

 

4.1 Die im Bereich der Eloxalanlage entstehenden Abgase sind möglichst voll-

ständig mit Hilfe von Einhausungen, Kapselungen oder vergleichbaren Abluf-

terfassungssystemen entsprechend den grundsätzlichen Anforderungen der 

Nr. 5.1.3 - TA Luft 2002 - zu erfassen, zu reinigen (Abgaswäscher sauer /Ab-

gaswäscher alkalisch). 

 Die Badrandabsaugen sind in nicht brennbaren Materialien auszuführen. 

 

Die Abluftanlagen sind dabei, aus Gründen des vorbeugenden Brandschut-

zes möglichst nah an der Entstehungsstelle der Abgase zu positionieren. 

 

Die gereinigten Abgase sind über die drei Kamine (Emissionsquellen EQ 1-

sauer-, EQ 2 - sauer - und EQ 3 – alkalisch-) mit einer Bauhöhe über Flur von 

mindestens 15 m senkrecht nach oben über möglichst kurze Abluftweg ins 

Freie zu leiten. Der freie Auftrieb der Abgase darf durch Regenschutzeinrich-

tungen nicht behindert werden. 
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4.2 Die Emissionen im Abgas der Emissionsquellen EQ1, EQ 2 EQ 3 dürfen fol-
gende Emissionsbegrenzungen nicht überschreiten:  

 

 Stoff Emissions-
begrenzung 

Grundlage 

 
Nickel und seine Verbindungen, 
                  angegeben als Ni 
 

 
0,05 mg/m3 

Der niedrigerer 
Grenzwert 
wurde bereits in 
der Genehmi-
gung vom 
18.05.2016 ab-
weichend zur 
Nr. 5.2.2, Kl. II, 
TA Luft bean-
tragt. 

Zinn und seine Verbindungen, 
                        angegeben als Sn 
 

 
0,1 mg/m3 

 
 

Der niedrigerer 
Grenzwert 
wurde bereits in 
der Genehmi-
gung vom 
18.05.2016 ab-
weichend zur 
Nr. 5.2.2, Kl. III, 
TA Luft bean-
tragt. 

Fluor und sein gasförmigen Verbindun-
gen, angegeben als Fluorwasserstoff 

3 mg/m3 Gasförmige an-
organische 
Stoffe nach 
5.2.4, Kl. II TA 
Luft 2021 

Stickstoffmonoxid und Stickstoffdioxid, 
angegeben als Stickstoffdioxid, NO2  
 
Schwefeloxide (Schwefeldioxid u. 

Schwefeltrioxid), angegeben als Schwe-

feldioxid, SO2 

 
0,35 g/m3 

 
 

0,35 g/m3 
 

Gasförmige an-
organische 
Stoffe nach 
5.2.4, Kl. IV TA 
Luft 2021 

 

Hinweise: 

Die o.g. Emissionswerte beziehen sich auf Abgas im Normzustand 

(273,15 K, 101,3 kPa) nach Abzug des Feuchtegehaltes an Wasserdampf. 

Die Luftmengen, die den Anlagen zugeführt werden, um das Abgas zu ver-

dünnen oder zu kühlen, bleiben bei der Bestimmung der Massenkonzentra-

tion unberücksichtigt (Nr. 5.1.2 TA Luft 2021).  
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4.3 Messungen 

 

4.3.1 Nach Inbetriebnahme der geänderten Anlage und anschließend wiederkeh-

rend jeweils nach Ablauf von drei Jahren sind die unter Nr. 4.2 genannten 

Emissionen luftverunreinigender Stoffe durch Messungen einer nach § 29b 

BImSchG i.V.m der 41. BImSchV bekannt gegebenen Stelle auf Kosten der 

Betreiberin feststellen zu lassen. 

 

Die erstmaligen Messungen nach Änderung der Anlage sind nach Erreichen 

des ungestörten Betriebes und spätestens sechs Monate nach Inbetrieb-

nahme vorzunehmen. 

 

Sofern die Bestimmung der Gesamtstaubkonzentrationen ergibt, dass eine 

Überschreitung der Emissionsbegrenzung für die angegebenen Staubinhalts-

stoffe ausgeschlossen werden kann, kann auf die Einzelstoffanalyse verzich-

tet werden. 

 

Hinweis: Die zurzeit bekannt gegebenen Messinstitute sind der Datenbank 

ReSyMeSa - Recherchesystem Messstellen und Sachverständige - auf der 

Internetseite www.resymesa.de (Immissionsschutz - Stellen) zu entnehmen. 

 

Die Ermittlungen sind von Stellen durchzuführen, die in dem Genehmigungs-
verfahren nicht beteiligt waren. 
 

4.3.2 Die Festlegung der Messaufgabe und des Messplans muss den Anforderun-

gen der DIN EN 15259 entsprechen. Die Anzahl der Messungen und die 

Dauer der Einzelmessung ergeben sich aus Nr. 5.3.2.2 Absätze 2 und 3 der 

Technischen Anleitung zur Reinhaltung der Luft – TA Luft – vom 18.08.2021 

(GMBl. S. 1050). 

Die notwendigen Messstrecken und Messplätze müssen so beschaffen sein 

und so ausgewählt werden, dass eine für die Emissionen der Anlage reprä-

sentative und messtechnisch einwandfreie Emissionsmessung entsprechend 

den Anforderungen der DIN EN 15259 ermöglicht wird.  

 

Die Auswahl des Messverfahrens hat nach Nr. 5.3.2.3 der TA Luft 2021 zu 

erfolgen. Zur Sicherstellung der Homogenität der Zusammensetzung und der 

physikalischen Parameter des Abgases ist eine geeignete Probennahme-

strategie entsprechend der DIN EN 15259 anzuwenden. 

 

4.3.3 Der Bezirksregierung Arnsberg sind Durchschriften der Messaufträge zuzulei-

ten und die Vornahme der Messungen mindestens zwei Wochen vor dem be-

absichtigten Termin anzuzeigen. 
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4.3.4 Über das Ergebnis der Messungen gemäß Nebenbestimmung Nr. 4.3.1 ist 

ein Messbericht erstellen zu lassen und der Bezirksregierung Arnsberg auf 

elektronischem Wege als pdf-Datei spätestens 12 Wochen nach der Mes-

sung vorzulegen (E-Mail-Adresse: poststelle@bra.nrw.de).  

 Der Messbericht soll Angaben über die Messplanung, das Ergebnis jeder Ein-

zelmessung, das verwendete Messverfahren und die Betriebsbedingungen, 

die für die Beurteilung der Einzelwerte und der Messergebnisse von Bedeu-

tung sind, enthalten. Hierzu gehören auch Angaben über Brenn- und Einsatz-

stoffe sowie über den Betriebszustand der Anlage und der Einrichtungen zur 

Emissionsminderung.  

Die Messberichte müssen dem bundeseinheitlichen Mustermessbericht ent-

sprechen. Die aktuelle Version steht auf der Internetseite des Landesamtes 

für Natur; Umwelt- und Verbraucherschutz NRW - LANUV - unter folgender 

Adresse zum Download bereit: 

https://www.lanuv.nrw.de/fileadmin/lanuv/luft/emissionen/pdf/mustermessbericht.pdf  

 

 Der Bericht ist nach der Richtlinie VDI 4220, Blatt 2 (Ausgabe November 

2018) zu erstellen. 

 

 Die Emissionsbegrenzungen nach der Nebenbestimmung Nr. 4.2 werden 

dann sicher eingehalten, wenn das Ergebnis jeder Einzelmessung zuzüglich 

der Messunsicherheit diese Emissionsbegrenzungen nicht überschreitet (Nr. 

5.3.2.4 Abs. 3 TA Luft).  

 

4.4 Sonstige Regelungen zum Immissionsschutz: 

 

4.4.1 Die Ablufterfassungs- und -reinigungsanlagen sind regelmäßig (entsprechend 

den Angaben des Herstellers mindestens monatlich einmal) sachkundig zu 

warten, um die Funktionstüchtigkeit sicherzustellen. Verantwortliche, die im 

Störungsfall die erforderlichen Maßnahmen einleiten und überwachen, sind 

schriftlich zu bestellen.  

 

4.4.2 Die beim Betrieb der Anlage auftretenden Störungen (ausgenommen Bren-

nerstörungen), die erhöhte Luftverunreinigungen verursachen, sind unter An-

gabe 

 

a) der Emissionsquelle (Austrittsstelle der Emissionen in die Atmosphäre), 

b) der Art, 

c) der Ursache, 

d) des Zeitpunktes, 

e) der Dauer 
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der Störung sowie unter Angabe der in Verbindung damit aufgetretenen 

Emissionen (nach Art und Menge - ggf. unter Zugrundelegung einer Abschät-

zung) in einem geeigneten Tagebuch zu registrieren. 

 

In das Tagebuch sind zusätzlich die ergriffenen Maßnahmen zur Beseitigung 

und künftigen Verhinderung der jeweiligen Störung einzutragen. Die Daten 

können auch mit elektronischen Datenträgern erfasst und gespeichert wer-

den. 

Gleichfalls sind Art und Umfang der durchgeführten Wartungs- und Kontrollar-

beiten zu vermerken. 

Das Tagebuch ist zur jederzeitigen Einsichtnahme für die zuständige Behörde 

bereitzuhalten. 

4.4.3 Über emissionsrelevante Störungen, Schadensfälle mit Außenwirkung sowie 

jede bedeutsame Störung des bestimmungsgemäßen Betriebes der Anlage 

ist die Bezirksregierung Arnsberg unverzüglich zu informieren. Die Erreich-

barkeit ist – auch außerhalb der regulären Dienstzeit – über die ständig be-

setzte Nachrichten- und Bereitschaftszentrale beim Landesamt für Natur, 

Umwelt und Verbraucherschutz NRW in Essen (Tel-Nr.: 0201-714488 und 

E-Mail nbz@lanuv.nrw.de) gewährleistet. 
 

5. Nebenbestimmungen zum Abfallrecht 

 

5.1 Es ist jährlich bis zum 01.04. eine Übersicht der entsorgten Abfälle mit An-

gabe der Abfallschlüsselnummer der Bezirksregierung Arnsberg, Dezernat 

53, zu übersenden. 

 

6. Nebenbestimmungen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 

 

6.1 Die Auffangräume der HBV-Anlage „Oberflächenbehandlungsanlage“ sind 

stets sauber, trocken und einsehbar zu halten, um eventuell auftretende Le-

ckagen frühzeitig zu erkennen.  

 

6.2 Gegebenenfalls auftretende Leckagen sind mit ständig vorzuhaltendem geeig-

netem Bindemittel zu binden, aufzunehmen und einer kontrollierten Entsor-

gung zuzuführen. 

 

Hinweise: 

 

1. Die HBV-Anlage „Oberflächenbehandlungsanlage“ ist nach erfolgter wesentli-

cher Änderung gem. § 46 Abs. 2 AwSV i. V. m. Anlage 5 AwSV durch einen 

AwSV-Sachverständigen zu überprüfen.  
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2. Die Anlagendokumentation gem. § 43 AwSV die HBV-Anlage „Oberflächenbe-

handlungsanlage“ und die Betriebsanweisung gem. § 44 AwSV sind nach er-

folgter wesentlicher Änderung aktuell zu halten.  

 

3. Bei Schadensfällen oder Betriebsstörungen hat der Betreiber einer Anlage 

zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen gem. § 24 Abs. 1 AwSV unver-

züglich Maßnahmen zu treffen, die geeignet sind, eine Gefährdung oder Schä-

digung des Gewässers zu verhindern. 

Die Anlagen bzw. Anlagenteile sind außer Betrieb zu nehmen. Soweit erforder-

lich, ist die Anlage bzw. das Anlagenteil zu entleeren, wenn die vorgenannte 

Gefährdung oder Schädigung des Gewässers nicht auf andere Weise verhin-

dert oder unterbunden werden kann. Die Bezirksregierung Arnsberg, Dezernat 

52 - AwSV, ist hiervon unverzüglich zu unterrichten. 

 

4. Die Errichtung und der Betrieb der Anlagen und der Arbeitsstätten sind unter 

Berücksichtigung der einschlägigen Rechtsvorschriften, Erlasse, der techni-

schen Baubestimmungen, der VDE-Bestimmungen, der Unfallverhütungsvor-

schriften, der DIN-Normen und sonstiger Regeln der Technik durchzuführen. 

 

Insbesondere sind zu beachten: 

 

a) Die Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesbauordnung 

- BauO NRW) vom 15. Dezember 2016 (GV. NRW. S. 1162) in der zur 

Zeit geltenden Fassung mit den dazu zur Zeit geltenden Rechtsvor-

schriften und Verwaltungsvorschriften; 

 

b) Das Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushaltes (Wasserhaushaltsge-

setz - WHG) vom 31.07.2009 (BGBl. I S. 2585) in der zur Zeit geltenden 

Fassung; 

 

c) Das Wassergesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeswasser-

gesetz - LWG) vom 08.07.2016 (GV. NRW. S. 618/SGV. NRW 77) in 

der zur Zeit geltenden Fassung. 

 

d) Die Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden 

Stoffen (AwSV) vom 18.04.2017 

 

e) Die Richtlinie zur Bemessung von Löschwasser-Rückhalteanlagen beim 

Lagern wassergefährdender Stoffe – LöRüRL vom 14.10.1992 in der zur 

Zeit geltenden Fassung 
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7. Nebenbestimmungen zum Ausgangszustandsbericht AZB 

 

7.1 Der AZB ist bei wesentlichen Änderungen der Anlage im Rahmen von Geneh-

migungsverfahren nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz bezüglich der 

Beschaffenheit oder des Betriebes der ursprünglich geplanten Anlage anzu-

passen, wenn: 

 mit einer Änderung erstmals oder neue relevante gefährliche Stoffe ver-

wendet, erzeugt oder freigesetzt werden, 

 eine Erhöhung der Menge eines gefährlichen Stoffes erstmals dazu führt, 

dass die Mengenschwelle zur Relevanz überschritten wird oder 

 relevante gefährliche Stoffe an anderen Stellen eingesetzt werden. 

 

8. Nebenbestimmungen zum Schutz des Bodens 

 

8.1 Tritt ein Schadensfall ein, bei dem die Schutzgüter Boden oder Grundwasser 

betroffen sein können, ist die Bezirksregierung Arnsberg, Dezernat 52 Boden-

schutz, zu informieren. 

 

IV.  A l l g e m e i n e   H i n w e i s e:  

 
1. Die Genehmigung erlischt, wenn 

1. innerhalb der in Nebenbestimmung 1.3 gesetzten Frist nicht mit der  

Errichtung und dem Betrieb der Anlage begonnen 

 o d e r 

2. die Anlage während eines Zeitraumes von mehr als 3 Jahren nicht  

mehr betrieben worden ist.  

 Die Genehmigung erlischt ferner, soweit das Genehmigungserfordernis aufge-

hoben wird. 

 Die Genehmigungsbehörde kann auf Antrag o. g. Fristen aus wichtigem 

Grunde verlängern, wenn hierdurch der Zweck des BImSchG nicht gefährdet 

ist (§ 18 BImSchG).  

 

2. Jede Änderung der Lage, der Beschaffenheit oder des Betriebs der Anlage ist, 

sofern eine Genehmigung nicht beantragt wird, der Bezirksregierung Arnsberg 

mindestens einen Monat, bevor mit der Änderung begonnen werden soll, 

schriftlich anzuzeigen, wenn sich die Änderung auf die in § 1 BImSchG ge-

nannten Schutzgüter auswirken kann (§ 15 Abs. 1 BImSchG ). 

 

3. Jede wesentliche Änderung der Lage, der Beschaffenheit oder des Betriebs 

der Anlage bedarf einer erneuten Genehmigung, wenn durch die Änderung 

nachteilige Auswirkungen hervorgerufen werden können und diese für die Prü-

fung nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG erheblich sein können. Eine Genehmi-

gung ist stets erforderlich, wenn die Änderung oder Erweiterung des Betriebes 
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für sich genommen die Leistungsgrenzen oder Anlagengrößen des An-

hangs 1 zur 4. BImSchV erreicht bzw. diese erstmalig überschritten werden. 

 Eine Genehmigung ist nicht erforderlich, wenn durch die Änderung hervorgeru-

fene nachteilige Auswirkungen offensichtlich gering sind und die Erfüllung der 

sich aus § 6 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG ergebenden Anforderungen sichergestellt 

ist (§ 16 Abs. 1 BImSchG).  

 

4.  Die Ordnungsbehördliche Verordnung über die unverzügliche Anzeige von um-

weltrelevanten Ereignissen beim Betrieb von Anlagen – Umwelt-Schadens-an-

zeige-Verordnung – vom 21.02.1995 ist zu beachten. 

 
V.  A n t r a g s u n t e r l a g e n  

 
Diesem Genehmigungsbescheid liegen die nachstehend aufgeführten Unterlagen - mit 
Etikettaufklebern gekennzeichnet und Dienstsiegel versehen - zugrunde: 
 

  1. Anschreiben vom 30.08.2023 3 Blatt 

  2. Antrag vorzeitiger Beginn 3 Blatt 

  3. Gesamtinhaltsverzeichnis  2 Blatt 

4. Formular 1 5 Blatt 

5. Formular 2 1 Blatt 

6. Formular 3 4 Blatt 

7. Formular 8 2 Blatt 

8. Zustimmung Betriebsrat, Werksarzt und Fachkraft für Arbeitssicher-
heit 

3 Blatt 

9.  Zertifikat ISO 14001 4 Blatt 

10. Anlagen- und Betriebsbeschreibung 7 Blatt 

11. Unterlagen zur UVP-Vorprüfung 24 Blatt 

12. Amtliche und topografische Karte 2 Blatt 

13. Maschinenaufstellungsplan 1 Blatt 

14. Fließbild 1 Blatt 

15. Stellungnahme Firma Driesch 1 Blatt 

16. Brandschutzkonzept 5 Blatt 

17. Gutachten gemäß §41 AwSV 7 Blatt 

18. Stellungnahme Firma Airtec 1 Blatt 

19. Angaben zur Energieeffizienz 2 Blatt 

20. Fließschema Abluftanlage 1 Blatt 

21. Erläuterung Wärmerückgewinnung 3 Blatt 

22. Erläuterungen zum Arbeitsschutz 2 Blatt 

23. Explosionsschutz Dokument 6 Blatt 

24. Gefährdungsbeurteilung 18 Blatt 

25. WHG Fachbetriebs-Zertifikat Fa. Driesch 1 Blatt 
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VI.  B e g r ü n d u n g 
 

Anlass des Vorhabens 

 

Die Antragstellerin betreibt am Standort Sprockhövel, Eichenhofer Weg 13 eine An-

lage zur elektrolytischen Oxidation von Aluminiumbauteilen (Eloxalanlagen) mit einem 

derzeit genehmigten Wirkbadvolumen von insgesamt 200 m³ mit zugehöriger produk-

tionstechnischer und logistischer Peripherie im Dreischichtbetrieb. 

 

Hierbei handelt es sich um eine immissionsschutzrechtlich genehmigungsbedürftige 

Anlage, für deren Errichtung und Betrieb sowie wesentlichen Änderungen in der Ver-

gangenheit Genehmigungen nach den Bestimmungen des Bundes-Immissions-

schutzgesetzes bereits erforderlich waren und erteilt wurden. 

 

Antragseingang und Antragsgegenstand 

 

Der Antrag vom 26.09.2023 bezweckt die Erteilung einer Genehmigung zur Änderung 

der o.g. Anlage in dem im Genehmigungstenor aufgezeigten Umfang. Im Wesentli-

chen soll ein zusätzliches Becken mit einem Wirkbadvolumen von 14 m³ errichtet und 

betrieben werden. Damit erhöht sich das gesamte Wirkbadvolumen von 200 m³ auf 

214 m³ 

 

Einstufung 4. BImSchV / Verfahrensart 

 

Die Gesamtanlage gehört zu den unter Nr. 3.10.1 im Anhang 1 der Vierten Verord-

nung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über ge-

nehmigungsbedürftige Anlagen - 4. BImSchV) genannten Anlagen zur Oberflächen-

behandlung von Metallen durch ein elektrolytisches oder chemisches Verfahren. 

 

Das beschriebene Änderungsvorhaben bedarf einer Änderungsgenehmigung nach  

§ 16 BImSchG.  

 

Zuständigkeit 

 

Die Zuständigkeit der Bezirksregierung Arnsberg zur Durchführung des Genehmi-

gungsverfahrens ergibt sich im vorliegenden Fall aus § 2 Abs. 1 in Verbindung mit 

Anhang I der ZustVU. 

 

Durchführung des Genehmigungsverfahrens 

 

Das Verfahren für die Erteilung der Genehmigung ist nach 9. BImSchV durchgeführt 

worden. 
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Danach wurden Zeichnungen und Beschreibungen in dem für die Erteilung der Ge-

nehmigung erforderlichen Umfang mit dem o. g Antrag vorgelegt bzw. später nachge-

reicht. 

Von einer öffentlichen Bekanntmachung des Vorhabens konnte gemäß § 16 Abs. 2 

BImSchG abgesehen werden, da dies beantragt wurde und erhebliche nachteilige 

Auswirkungen auf die Schutzgüter des § 1 BImSchG nicht zu besorgen sind. 

 

Für die Errichtung des Beizbeckens mit einem Wirkbadvolumen von 14 m³ sowie des 

Spülbeckens mit einem Volumen von 11 m³ und die Dichtheitsprüfung der Becken mit 

Wasser wurde vorab die Zulassung des vorzeitigen Beginns beantragt. Dies wurde 

mit Bescheid Az.: 900-9968025-0010/IBG-0002-G0049/23-Ue vom 10.10.2023 ge-

stattet. 

 

Umweltverträglichkeitsprüfung / Vorprüfung nach UVPG 

 

Das Vorhaben fällt zudem unter § 2 Abs. 4 Nr. 2 des UVPG in Verbindung mit § 1 

Abs. 1 Nr. 1 UVPG und Nr. 3.9.1 Spalte 2 der Anlage 1 zum UVPG (Anlagen zur 

Oberflächenbehandlung von Metallen durch ein chemisches oder elektrolytisches 

Verfahren mit einem Volumen der Wirkbäder von 30 m³ oder mehr). 

 

Für diese wesentliche Änderung der Anlage ist im Rahmen eines Genehmigungsver-

fahrens nach BImSchG eine allgemeine Vorprüfung nach § 1 Abs. 2 der 9. BImSchV 

in Verbindung mit § 9 Abs. 2 Nr. 2 UVPG in Verbindung mit § 7 Abs. 1 UVPG vorzu-

nehmen. Dabei handelt es sich um eine überschlägige Prüfung unter Berücksichti-

gung der Kriterien der Anlage 3 des UVPG, bei der festgestellt werden soll, ob das 

Vorhaben erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, die für die Ge-

nehmigung des Vorhabens zu berücksichtigen sind und deshalb eine UVP-Pflicht be-

steht.  

 

Diese Bewertung stützt sich insbesondere auf folgende Aspekte:  

 

Das geplante Vorhaben umfasst zwar eine Erhöhung des bisherigen Wirkbadvolu-

mens von 200 m³ um 14 m³ auf 214 m³. Die Einsatzstoffe und Produkte der Anlage 

verändern sich jedoch nicht. Die dafür erforderlichen zusätzlichen Becken werden in 

die bereits vorhandene Anlage implementiert. Die Abluft wird in die vorhandene Ab-

luftanlage geführt. Diese ist ausreichendend dimensioniert, somit ist keine Anpassung 

erforderlich. Das zusätzlich anfallende Abwasser kann von der vorhandenen Abwas-

seranlage aufgenommen werden. Hier ist ebenso keine Anpassung erforderlich. 

 

Das Vorhaben steht auch nicht in einem engeren Zusammenhang mit anderen Vor-

haben derselben Art (§ 10 Abs. 4 UVPG). Das Vorhaben selbst ist auch kein 

Schutzobjekt im Sinne des § 3 Abs. 5d BImSchG, zudem liegt es auch nicht innerhalb 

eines angemessenen Sicherheitsabstandes eines Betriebsbereichs (§ 8 UVPG).  
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Durch das beantragte Vorhaben werden keine in Anlage 3 Nr. 2.3 des UVPG genann-

ten Schutzgüter beeinträchtigt. 

Die Bewertung aufgrund einer überschlägigen Prüfung der vorgelegten Antragsunter-

lagen und der für die Entscheidung maßgeblichen Rechts- und Verwaltungsvorschrif-

ten ergab, dass das Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf die 

Umwelt haben kann. Das Vorhaben bedurfte daher keiner Umweltverträglichkeitsprü-

fung nach den Vorgaben des UVPG.  

 

Die Feststellung, dass für das Vorhaben keine UVP durchzuführen ist, wurde gemäß 

§ 5 Absatz 2 UVPG am 02.12.2023 im Amtsblatt Nr. 48/2023 für den Regierungsbe-

zirk Arnsberg, auf der Internetseite der Bezirksregierung Arnsberg und im UVP-Portal 

der Bundesländer öffentlich bekannt gemacht.  

 

Behördenbeteiligungen 

 

Die Prüfung der Genehmigungsvoraussetzungen erfolgte durch die Bezirksregierung 

Arnsberg, Dezernat 53 unter Beteiligung nachfolgend genannter sachverständiger 

Behörden und Stellen auf Grundlage der vorgelegten bzw. ergänzten Antragsunterla-

gen. Folgende Stellungnahmen liegen vor: 

 

 Bezirksregierung Arnsberg 

- Dezernat 52 - Wassergefährdende Stoffe vom 08.11.2023, 

- Dezernat 55 - Arbeitsschutz vom 24.04.2024, 

 

Darüber hinaus wurden durch die Bezirksregierung Arnsberg, Dezernat 53, die Be-

lange des Immissionsschutzes geprüft. 

 
Genehmigungsvoraussetzungen 

 

Vor der Entscheidung über den vorliegenden Antrag hatte die Genehmigungsbehörde 

zu überprüfen, inwieweit die sich aus § 6 BImSchG ergebenden Genehmigungsvo-

raussetzungen erfüllt werden bzw. durch welche Nebenbestimmungen eine Gewähr 

für die Einhaltung dieser Voraussetzungen geboten wird. 

 

Nach den Vorgaben des § 6 BImSchG ist die Genehmigung zu erteilen, wenn sicher-

gestellt ist, dass die sich aus § 5 BImSchG und einer aufgrund des § 7 BImSchG er-

lassenen Rechtsverordnung ergebenden Pflichten erfüllt werden und andere öffent-

lich-rechtliche Vorschriften und Belange des Arbeitsschutzes der Errichtung und dem 

Betrieb der Anlage nicht entgegenstehen. 

 

Arbeitsschutz 

 

Soweit Fragen des Arbeitsschutzes berührt werden, wurde im Rahmen des § 89  

Abs. 2 des Betriebsverfassungsgesetzes der zuständige Betriebsrat hinzugezogen.  
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Das Einverständnis des Betriebsrates ist schriftlich zum Ausdruck gebracht worden. 

Zusätzlich haben der Werksarzt und die Fachkraft für Arbeitssicherheit den Antrag 

zur Kenntnis genommen. 

Planungsrecht 

 

Die planungsrechtliche Beurteilung der Stadt Sprockhövel hat sich, im Vergleich zu 

derjenigen für das ursprüngliche Verfahren für die erstmalige Errichtung und den Be-

trieb einer Oberflächenbehandlungsanlage auf dem Baugrundstück, nicht geändert - 

Ursprungsgenehmigung der BR Arnsberg Az. 53-Do-0023/09/0301.1. vom 

30.07.2010. 

Im rechtskräftigen Flächennutzungsplan der Gemeinde Sprockhövel ist das Betriebs-

gelände der Antragstellerin als gewerbliche Baufläche dargestellt.  

 

Das Antragsgrundstück liegt zudem teilweise (Flur 1303 und 1305) im Geltungsbe-

reich eines Bebauungsplanes im Sinne des § 30 Baugesetzbuch - BauGB. Im rechts-

kräftigen Bebauungsplan Nr. 48, Bezeichnung Gewerbegebiet Stefansbecke II der 

Gemeinde Sprockhövel ist dieser Teil des Betriebsgeländes der Antragstellerin als 

GI-Gebiet im Sinne des § 9 der Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstü-

cke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) festgesetzt.  

Der größte Teil des Antragsgrundstückes liegt innerhalb des im Zusammenhang be-

bauten Ortsteiles (§ 34 Baugesetzbuch – BauGB). Die Eigenart der näheren Umge-

bung entspricht nach der vorhandenen Bebauung hinsichtlich der Art der baulichen 

Nutzung einem GE-Gebiet im Sinne der BauNVO (§ 34(2) BauGB) 

 

Das Vorhaben ist planungsrechtlich zulässig. Die Erschließung ist gesichert.  

 

Bauordnung/Brandschutz 

 

Die bauordnungsrechtliche und brandschutztechnische Prüfung des Vorhabens er-

folgte nach den Vorgaben der Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen - Lan-

desbauordnung - BauO NRW. Sachverhalte, die dem Vorhaben entgegenstehen, 

sind nach Prüfung durch die Fachbehörden nicht erkennbar. 

 

Umweltschutzanforderungen 

 

Bei der Prüfung der Frage, welche Anforderungen  

- zum Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft vor schädlichen Umwelt-

einwirkungen und sonstigen Gefahren, erheblichen Nachteilen und erheblichen 

Belästigungen 

sowie 

- zur Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, 

erhebliche Nachteile und erhebliche Belästigungen 

nötig sind, sind insbesondere 

- die Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm) vom 26.08.1998 

(GMBl. S. 503) und 
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- die Technische Anleitung zur Reinhaltung der Luft (TA Luft) vom 18.08.2021 

(GMBL. S. 1050) 

zu berücksichtigen. 

Bei der hier vorliegenden Anlagenart handelt es sich außerdem um eine Tätigkeit im 

Sinne von Artikel 10 der EU-Richtlinie 2010/75/EU über Industrieemissionen, die im 

Anhang 1 der Richtlinie unter Ziffer 2.6 genannt ist - vgl. auch Kennung „E“ in Spalte 

„d“ des Anhangs 1 der 4. BImSchV. Insofern sind bei der Beurteilung der Anlage und 

der Festlegung der Emissionsbegrenzungen die Ausführungen des nachstehenden 

BVT-Merkblattes (Best verfügbare Techniken) und insbesondere die zugehörigen von 

der EU im Rahmen von Durchführungsbeschlüssen der Kommission veröffentlichten 

Schlussfolgerungen zu beachten: 

 

 BVT-Merkblatt Oberflächenbehandlung von Metallen und Kunststoffen (Galva-

nik) vom September 2005 

 

Für dieses Merkblatt wurden aber noch keine Schlussfolgerungen veröffentlicht, so 

dass sich die immissionsschutzrechtlichen Anforderungen weiterhin aus der TA Luft 

ergeben und für die anderen Medien aus den speziellen Fachvorschriften. 

 

Luft 

Die erforderlichen Emissionsbegrenzungen zur Vorsorge und zum Schutz vor schädli-

chen Umwelteinwirkungen wurden gemäß der o. g. der TA Luft festgelegt.  

Ausnahmen bzw. eine Gestattung weniger strengerer Emissionsbegrenzungen ab-

weichend von den Bandbreiten der BVT-Merkblätter erfolgten nicht.  

 

Für die Emissionen an Nickel und Zinn wurde abweichend von der generellen Emissi-
onsbeschränkung der Ziffer 5.2.2 TA Luft ein strengerer Wert festgelegt, da dies be-
reits schon in vorherigen Genehmigungen beantragt wurde.  
 
Eine weitere Anpassung an die TA Luft 2021 war nicht erforderlich, da die neuen An-

forderungen zur Absaugung der Abgase und energetischen Optimierung bereits er-

füllt werden. 

 

AwSV 

Darüber hinaus war eine umfangreiche Prüfung erforderlich, inwieweit der Umgang 

mit wassergefährdenden Stoffen den zu stellenden Anforderungen entspricht. Neben-

bestimmungen wurden formuliert. 

 

Abfall 

Nicht vermeidbare Abfälle werden einer ordnungsgemäßen Entsorgung zugeführt. 
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Bodenschutz/Grundwasser/Ausgangszustandsbericht 

Da die Anlage unter die Industrieemissionsrichtlinie fällt, war zu prüfen, inwieweit in 

der Anlage relevante gefährliche Stoffe verwendet werden. Da dies der Fall war, 

muss gemäß § 10 Abs. 1a BImSchG für die Anlage ein Ausgangszustandsbericht er-

stellt werden, der als Beweissicherung und Vergleichsmaßstab für die Rückführungs-

pflicht bei einer späteren Stilllegung der Anlage dient.  

Gemäß § 21 Absatz 2a der 9. BImSchV soll der Genehmigungsbescheid für Anlagen 

nach der Industrieemissions-Richtlinie u. a. Auflagen zum Schutz des Bodens und 

des Grundwassers sowie Maßnahmen zur Überwachung von Boden und Grundwas-

ser in Bezug auf die verwendeten, freigesetzten oder erzeugten relevanten gefährli-

chen Stoffe enthalten. (§ 5 Abs. 1 Nr. 2 BImSchG i. V. mit Artikel 14 und 16 der Richt-

linie über Industrieemissionen –RL 2010/75/EU). Hierbei ist festzuhalten, dass eine 

erneute Festlegung von Nebenbestimmungen in diesem Bescheid nicht erforderlich 

ist. Entsprechende Nebenbestimmungen sind schon in den vergangenen Bescheiden 

formuliert worden und mit dem jetzt beantragten Vorhaben ergeben sich keine Ände-

rungen in Bezug auf die eingesetzten relevanten gefährlichen Stoffe. Insofern reichte 

die allgemeine Nebenbestimmung hinsichtlich der Meldeverpflichtungen. 

Im Übrigen gewährleisten die technischen Schutzmaßnahmen sowie die in regelmä-

ßigen Zeitabständen erforderlichen Überprüfungen durch einen AwSV-Sachverständi-

gen neben dem Gewässerschutz u. a. auch den vorsorgenden Bodenschutz.  

 

Zusammenfassung 

Die zusammenfassende Prüfung gemäß § 6 BImSchG ergab, dass sichergestellt ist, 

dass die sich aus § 5 BImSchG und einer aufgrund des § 7 BImSchG erlassenen 

Rechtsverordnung für den Betreiber der Anlage ergebenden Pflichten erfüllt werden 

und öffentlich-rechtliche Vorschriften und Belange des Arbeitsschutzes dem Vorha-

ben nicht entgegenstehen. 

 

Die beantragte immissionsschutzrechtliche Genehmigung ist nach Vorstehendem ge-

mäß § 6 BImSchG unter Festlegung der sich als nötig ergebenden Nebenbestimmun-

gen zu erteilen. 

 

Dieser Genehmigungsbescheid kann gemäß § 10 Abs. 8a BImSchG auf der Internet-

seite der Bezirksregierung Arnsberg unter – Bekanntmachungen - eingesehen wer-

den. 

 

VII.  K o s t e n e n t s c h e i d u n g 
 

Die Kosten für die Durchführung des Genehmigungsverfahrens sind von der Antrag-

stellerin zu tragen.  

Nach dem Gebührengesetz für das Land NRW in Verbindung mit der Allgemeinen Ver-

waltungsgebührenordnung - AVerwGebO NRW - werden die nachstehenden Verwal-

tungsgebühren berechnet. 
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1. Genehmigungsgebühr nach Tarifstelle 4.6.1.1: 

 

Der Wert des Antragsgegenstandes wird mit 160.000 € angegeben. 

 

Nach Tarifstelle 4.6.1.1.1 sind bei Errichtungskosten (E), die bis zu 500.000 € betra-

gen, Gebühren nach folgender Berechnungsformel anzusetzen  

 

500 € + 0,005 x (E - 50.000 €); mindestens aber 500 € 

 

und somit     1050,00.€ 

 

zu erheben.  

 

Nach Tarifstelle 4.6.1.1 Nr. 3 werden 1/10 der Gebühr für die Entscheidung nach  

§ 8a BImSchG auf die Gebühren nach Tarifstelle 4.6.1.1 angerechnet. Mit Be-

scheid der BR Arnsberg Az.: 900-9968025-0010/IBG-0002-G0049/23-Ue vom 

10.10.2023 wurde gemäß § 8a BImSchG der vorzeitige Beginn für die Errichtung 

eines Beizbeckens mit einem Wirkbadvolumen von 14m³ und eines Spülbeckens 

mit einem Volumen von 11 m³ mit Dichtheitsprüfung mit Wasser zugelassen. Für 

die Zulassung des vorzeitigen Beginns wurde gemäß Tarifstelle 4.6.1.2 eine Ge-

bühr in Höhe von 245,00€ festgesetzt.  

 

Die o. g. Gebühr in Höhe von 1050,00 € wird deshalb um 24,50 € reduziert.  

 

Ermäßigungen 

Da der Betreiber der Anlage über ein nach DIN ISO 14001 zertifiziertes Umwelt-

managementsystem verfügt, reduziert sich die Gebühr gemäß Tarifstelle 4.6.1.1 Nr. 

7 um 30 % und damit auf 717,50 €. 

 

Damit ergibt sich für diesen Bescheid eine Verwaltungsgebühr von 717,50 € 

 

Die Verwaltungsgebühr wird somit auf 

717,50 € 

           ========== 

 

(in Worten: siebenhundertsiebzehn Euro und fünfzig Cent) 

 

festgesetzt. 

 

Anmerkungen: 

Eine Gebührenrechnung wird Ihnen zu einem späteren Zeitpunkt separat zugesandt. 

Zahlen Sie dann bitte den Betrag zu dem in der Gebührenrechnung angegebenen Ter-

min unter Angabe des Kassenzeichens auf das in der Gebührenrechnung angegebene 

Konto. 



- 23 - 

 

Bescheid G 49/23 

Es wird darauf hingewiesen, dass sich weitere Gebühren ergeben für die Abnahme-

prüfung nach Änderung der genehmigungsbedürftigen Anlage als Maßnahme gemäß 

§ 52 Abs.1 BImSchG nach Tarifstelle 4.6.2.15.1. 

 

VIII.  A b k ü r z u n g s v e r z e i c h n i s  /  R e c h t s g r u n d l a g e n 

 
BImSchG: 
Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigun-
gen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissions-
schutzgesetz – BImSchG)  
 
4. BImSchV: 
Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes  
(Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen - 4. BImSchV)  
 
9. BImSchV: 
Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Ver-
ordnung über das Genehmigungsverfahren)  
 
IED-Richtlinie: 
Richtlinie 2010/75/EU des europäischen Parlaments und des Rates über Industrie-
emissionen (integrierte Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung) 
 
BauO NRW: 
Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesbauordnung - BauO NRW)  
 
BauGB: 
Baugesetzbuch (BauGB)  
 
UVPG: 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)  
 
AwSV: 
Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen  
 
ZustVU: 
Zuständigkeitsverordnung Umweltschutz 
 
GebG NRW: 
Gebührengesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (GebG NRW) 
 
AVerwGebO NRW: 
Allgemeine Verwaltungsgebührenordnung (AVerwGebO NRW)  
 
ERVVO VG/FG: 
Verordnung über den elektronischen Rechtsverkehr bei den Verwaltungsgerichten 
und den Finanzgerichten im Landes Nordrhein-Westfalen (ERVVO VF/VG) 
 
VwGO: 
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO)  
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IX.  R e c h t s b e h e l f s b e l e h r u n g 

 
Gegen diesen Bescheid können Sie innerhalb eines Monats Klage bei dem Verwal-
tungsgericht Arnsberg erheben. 
 

Dortmund, den 27.05.2024 

Im Auftrag 

 

 

 

(Uebing) 

 

Hinweis zum Datenschutz: 

Informationen zur Verarbeitung personenbezogener Daten finden sich auf der Internetseite der 

Bezirksregierung Arnsberg unter dem folgenden Link: 

https://www.bra.nrw.de/bezirksregierung/datenschutz-der-bezirksregierung-arnsberg 

 

 

+
27.05.2024 -  Jan Uebing


